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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Personalvertretungsgesetzes und 
anderer Vorschriften 


A. Problem 

Die in der öffentlichen Verwaltung vollzogene Demokratisierung, 
die mit dem Bundespersonalvertretungsgesetz seinen vorläufigen 
Abschluß gefunden hat, wurde für den Bereich der Streitkräfte 
nicht vollzogen, ln diesem gemäß Artikel 87 a GG definierten Be- 
reich kam es im Sinne der Mitbestimmung und Mitwirkung der 
Soldaten lediglich zur Einrichtung des Vertrauensmannes, dessen 
Aufgaben und Befugnisse im § 35 des Soldatengesetzes festgelegt 
sind. Im Bereich der Bundeswehrverwaltimg gemäß Artikel 87 b 
GG fand dem gegenüber das Bundespersonalvertretungsgesetz 
Anwendung, ln diesem Bereich wurden den Soldaten gemäß 
§§ 35 a, 70 des Soldatengesetzes die Möghchkeiten der Mitbestim- 
mung und Mitwirkung des Bundespersonalvertretungsgesetzes 
dort eröffnet, wo sie außerhalb des Bereichs der Streitkräfte in 
gemischten Dienststellen verwaltungsförmlich tätig sind. Im Be- 
reich der Streitkräfte werden die Beteiligungsrechte des Bundes- 
personalvertretungsgesetzes den Soldaten hingegen nach wie vor 
vorenthalten. 

Die derzeitigen Regelungen der Beteüigungsrechte für die weit 
überwiegende Zahl der Soldaten ist weder zeitgemäß noch verfas- 
sungsrechtlich geboten. Das Statusrecht der Soldaten ist in dieser 
Hinsicht auf dem Stand der vordemokratischen Ordnung zurück- 
gebheben. Es entspricht dem Gleichheitsgebot des Artikels 3 
Abs. 1 GG im gesamten öffentlichen Dienst, also auch im Bereich 
der Streitkräfte gemäß Artikel 87 a GG, demokratische Strukturen 
zu verwirklichen. 
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B. Lösung 

Die in der öffentlichen Verwaltung geltenden Beteiligungsrechte 
sind auf den Bereich der Streitkräfte auszudehnen. Die Anwen- 
dung des Bundespersonalvertretungsgesetzes ist für alle Berufs- 
und Zeitsoldaten vorzusehen. Hierzu werden folgende Neurege- 
lungen erforderhch: 

1. Das Bundespersonalvertretungsgesetz ist für alle Berufssolda- 
ten und Soldaten auf Zeit anzuwenden. 

2. Im Bundespersonalvertretungsgesetz sind die Berufssoldaten 
und Soldaten auf Zeit als weitere Statusgruppe vorzusehen; ihre 
Befugnisse haben denen der Beamtengruppe zu entsprechen. 

3. Die Soldaten der Bundeswehr, die aufgrund der Wehrpflicht 
Grundwehrdienst leisten, sowie Zeit- und Berufssoldaten, die 
sich auf Lehrgängen oder im Studium befinden, wählen weiter- 
hin Vertrauensmänner. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Durch Freistellungen der Vertreter zu den Personalvertretungen, 
kann sich der Personal- und Sachmittelbedarf der Streitkräfte ge- 
ringfügig erhöhen. Der dadurch entstehende Aufwand ist jedoch 
nicht quantifizierbar. Er dürfte aber so gering sein, daß er im 
Gesamtvolumen des Kapitels 1403 nicht ins Gewicht fällt. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Erstreckung der Beteiligungsrechte auf 
die Streitkräfte 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Soldatengesetzes 

Die §§ 35, 35 a, 35 b sowie 70 werden gestrichen. 
§ 35 c wird § 35. 


Artikel 2 

Änderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes 

1. § 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„In den Verwaltungen des Bundes und der bun- 
desunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffenthchen Rechts, den Streitkräf- 
ten sowie in den Gerichten des Bundes werden 
Personalvertretungen gebildet. " 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beschäftigte im öffenthchen Dienst im 
Sinne dieses Gesetzes sind die Beamten, Sol- 
daten, Angestellten und Arbeiter einschließ- 
hch der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftig- 
ten sowie Richter, die an eine der in § 1 ge- 
nannten Verwaltungen oder zur Wahrung ei- 
ner nicht richterhchen Tätigkeit an ein Gericht 
des Bundes abgeordnet sind. " 

b) Folgender neuer Absatz 2 a wird eingefügt: 

„(2 a) Soldaten im Sinne dieses Gesetzes sind 
die Soldaten, die auf Grund freiwilhger Ver- 
pflichtung Wehrdienst leisten. " 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Beamten, Soldaten, Angestellten und Ar- 
beiter bilden je eine Gruppe. " 

4. § 11 erhält folgende Fassung: 

„Erleidet ein Beamter oder Soldat anläßhch der 
Wahrnehmung von Rechten oder Erfüllung von 
Pflichten nach diesem Gesetz einen Unfall oder 
eine gesundheithche Schädigung, die im Sinne 
der beamten- oder wehrrechthchen Unfallfürsor- 
gevorschriften ein Dienstunfall oder eine Wehr- 
dienstbeschädigung wäre, so sind diese Vor- 
schriften entsprechend anzuwenden. 


5. § 19 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort „Beam- 
ten," das Wort „Soldaten," eingefügt. 

6. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach dem Wort „Beamten," 
das Wort „Soldaten," eingefügt. 

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „zweier" 
die Worte „oder dreier" eingefügt. 

7. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 2 werden 
die Worte „versetzt oder abgeordnet" durch 
die Worte „versetzt, ab geordnet oder komman- 
diert" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 werden 
die Worte „Versetzung oder Abordnung" er- 
setzt durch die Worte „Versetzung, Abordnung 
oder Kommandierung". 

8. § 76 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Personalange- 
legenheiten der Beamten" ersetzt durch die 
Worte „Personalangelegenheiten der Beamten 
und Soldaten". 

b) In Absatz 1 Nr. 1 wird angefügt: „sowie die 
Umwandlung eines Beamten- oder Soldaten- 
verhältnisses in ein solches anderer Art,". 

c) Nach Absatz 1 Nr. 6 wird folgende neue Num- 
mer 6 a eingefügt: 

„(6 a) Anordnungen, die Beschäftigte zum 
Wohnen in einer Gemeinschaftsunterkunft 
verpflichten sowie Befreiungen hiervon, " . 

d) In Absatz 2 Nr. 1 bis 4 wird jeweils am Ende 
das Wort „Beamte" ersetzt durch die Worte 
„Beamte oder Soldaten". 

9. § 78 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird das Zitat „ § 94 des Bun- 
desbeamtengesetzes" ersetzt durch das Zitat 
„§ 94 des Bundesbeamtengesetzes oder § 35 
des Soldatengesetzes". 

b) In Absatz 1 Nr. 3 wird angefügt; „oder Solda- 
ten". 

c) In Absatz 1 Nr. 4 wird nach dem Wort „Wider- 
ruf" eingefügt: „oder von Eignungsübenden 
(§ 60 des Soldatengesetzes)". 

10. § 92 erhält folgende Fassung: 

r,§92 

(1) Im Geschäftsbereich des Bundesministers 

der Verteidigung gilt dieses Gesetz mit den nach- 
folgenden Abweichungen: 
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(2) Den Soldaten im Sinne des § 4 stehen nach 
näherer Maßgabe des § 92 b die Soldaten gleich, 
die Wehrdienst aufgrund der Wehrpflicht lei- 
sten. 

(3) Für den Bereich der Streitkräfte und den der 
Bundeswehrverwaltung wird je ein Hauptperso- 
nalrat gebildet. Für Angelegenheiten, die beide 
Bereiche betreffen, wird ein gemeinsamer Aus- 
schuß aus den Hauptpersonalräten der Streit- 
kräfte gebildet. Der Ausschuß erarbeitet Empfeh- 
lungen für die beiden Hauptpersonalräte. 

(4) Für den Bereich der Streitkräfte sind Behör- 
den der Mittelstufe die höheren Kommandobe- 
hörden, Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes 
die Bataillone, selbständigen Einheiten und ent- 
sprechenden mihtärischen Dienststellen. Als 
Dienststelle gilt auch der Deutsche Anteil einer 
integrierten Dienststelle eines Verteidigungs- 
bündnisses; als Dienststellenleiter der Dienstälte- 
ste Deutsche Offizier. Für den Bereich des Heeres 
kann die Bundesregierung durch Rechtsverord- 
nung bestimmen, daß Behörden der Mittelstufe 
die Divisionen und die Kommandos der Korps- 
truppen sind. Weitere Behörden der Mittelstufe 
sind das Streitkräfteamt, das MAD-Amt und das 
Sanitätsamt der Bundeswehr. 

(5) Eine Beteiligung der Personalvertretung fin- 
det nicht statt bei Befehlen für Soldaten, durch die 
Einsatz oder Einsatzübungen geregelt werden. Im 
Spannungsfall kann die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß sich für Perso- 
nalvertretungen im Bereich der Streitkräfte Mit- 
bestimmungs- zu Mitwirkungsrechten wandeln; 
im Verteidigungsfall kann sie ferner verordnen, 
daß Rechte der Personalräte oder Rechte der Per- 
sonalvertretungen ruhen. 

(6) Für Soldaten im Studium, Lehrgangsteüneh- 
mer gelten die besonderen Vorschriften des 
§92b. 

(7) Unbeschadet der Beteihgungsrechte nach 
den §§75 bis 81 nimmt in Angelegenheiten der 
Soldaten, die zum Personalrat wahlberechtigt 
sind, die Gruppe der Soldaten im Personalrat die 
in § 92 b bezeichneten Rechte wahr. In den Fällen 
des § 92 b Abs. 3 Satz 6 entsendet die Gruppe der 
Soldaten im Personalrat einen weiteren Vertreter 
in die Ausschüsse. " 

11. Nach § 92 wird als neuer § 92 a eingefügt: 

„§92a 

§ 82 Abs. 5 gilt in den Streitkräften mit den fol- 
genden Abweichungen: 

1. Werden personelle oder soziale Maßnahmen 
von einer Dienststelle, bei der keine für eine 
Beteiligung an diesen Maßnahmen zuständige 
Personalvertretung vorgesehen ist, mit Wir- 
kung für Beschäftigte einer ihr nicht nachge- 
ordneten Dienststelle getroffen, so ist der Per- 
sonalrat dieser Dienststelle von deren Leiter zu 
beteiligen, nachdem zuvor ein Einvernehmen 
zwischen den Dienststellen über die beabsich- 
tigte Maßnahme hergestellt worden ist. Die üb- 


rigen Maßnahmen gemäß § 82 Abs. 5 bleiben 
hiervon unberührt. 

2. Sind bei einer Dienststelle, bei der keine Stu- 
fenvertretung vorgesehen ist, zur Vorbereitung 
von Entscheidungen nach § 75 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 und Abs. 3 Nr. 5 mit Wirkung für andere 
Dienststellen Ausschüsse gebildet, so hat die 
Dienststelle die beabsichtigte Maßnahme mit 
einem Mitglied der Stufenvertretung bei der 
nächsthöheren, den genannten Dienststellen 
übergeordneten Dienststellen zu beraten. Die- 
ses Mitghed ist von der Stufenvertretung zu 
benennen. Nummer 1 ist nicht anzuwenden. " 

12. Nach § 92 a wird als neuer § 92 b eingefügt: 

.§92b 

(1) Grundwehrdienstleistende, Soldaten im Stu- 
dium, Lehrgangsteilnehmer wählen in ihren Ein- 
heiten aus ihren Reihen je einen Vertrauensmann 
und je zwei Stellvertreter. In internationalen Stä- 
ben integriert eingesetzte Offiziere, Unteroffiziere 
und Mannschaften, die in Deutschen Anteüen zu- 
sammengefaßt sind, wählen in ihrem Organisati- 
onselement (Wahlbereich), dessen Führer sie 
truppendienstlich unterstellt sind, getrennt vom 
Stammpersonal dieses Wahlbereichs aus ihren 
Reihen je einen Vertrauensmann und je zwei 
Stellvertreter. Bei Angelegenheiten von Soldaten, 
die Vertrauensmänner wählen, wird der Personal- 
rat beteiligt, wenn der Vertrauensmann dies be- 
antragt (Absatz 7). Das Vorschlagsrecht des Per- 
sonalrats (§ 70) in Angelegenheiten dieser Solda- 
ten wird durch die Absätze 5 und 6 nicht be- 
rührt. 

(2) Die Wahl der Vertrauensmänner ist geheim 
und unmittelbar. Die Wahlberechtigung, die 
Wählbarkeit, das Wahlverfahren, die Dauer des 
Amtes der Vertrauensmänner und die vorzeitige 
Beendigung ihrer Tätigkeit werden durch Gesetz 
geregelt. § 24 gilt entsprechend. Die Einzelheiten 
der Wahlbereiche bestimmt der Bundesminister 
der Verteidigung durch Rechtsverordnung. 

(3) Der Vertrauensmann soll zur vertrauensvol- 
len Zusammenarbeit zwischen Vorgesetzten und 
Untergebenen sowie zur Erhaltung des kamerad- 
schaftlichen Vertrauens innerhalb des Bereichs, 
in dem er gewählt worden ist, beitragen. Für seine 
Geschäftsführung, Rechtsstellung und Aufgaben 
sind §§ 43 bis 45, § 46 Abs. 1, 2, 3 Sätze 1 und 6, 
§§ 47, 67 und 68 entsprechend anzuwenden. Für 
die Mitwirkung des Vertrauensmannes gilt § 85 
Abs. 2 Satz 3 Nr. 5 entsprechend. Der Vertrauens- 
mann wirkt mit auch in Angelegenheiten 

1. der in § 76 Abs. 1 Nr. 3, 7, 9 bezeichneten 
Art, 

2. des inneren Dienstbetriebes einschheßlich der 
Dienstgestaltung, des Dienstplanes, der Aus- 
bildungs- und Einsatzplanung sowie dienstii- 
cher Veranstaltungen geselliger Art, 

3. der Fürsorge einschheßlich der Wohnungsfür- 
sorge und der Berufsförderung, 
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4. des außerdienstlichen Gemeinschaftslebens, 

5. der Auszeichnung eines Soldaten durch einen 
Bestpreis, das Ehrenzeichen der Bundeswehr 
oder einen Orden. 

Abweichend von Satz 4 unterliegen der Mitbe- 
stimmung des Vertrauensmannes 

1. in den Fällen der Nummer 1 die Anordnung 
von Zusatzdiensten, die Einteilung zu Schicht- 
und Sonderdiensten und der Erlaß von Benut- 
zungsordnungen, 

2. in den Fällen der Nummer 2 die Verwaltung 
von Gemeinschaftseinrichtungen und -kassen, 
unbeschadet des Satzes 6, 

3. in den Fällen der Nummer 4 die Veranstaltun- 
gen des außerdiensthchen Gemeinschaftsle- 
bens. 

Werden Einrichtungen von Kassen nach Satz 5 
Nr. 2 durch Ausschüsse verwaltet, hat der Ver- 
trauensmann Sitz und Stimme in diesen Aus- 
schüssen. 

(4) Die nach anderen Vorschriften begründeten 
Rechte des Vertrauensmannes bleiben unberührt. 
Diese Rechte werden bei Soldaten, die zum Per- 
sonalrat wahlberechtigt sind, durch das Mitglied 
des Personalrates wahrgenommen, das der Lauf- 
bahngruppe des Soldaten angehört und bei Vor- 
handensein mehrerer solcher Mitgheder bei der 
Wahl die höchste Stimmenzahl erreicht hat, hilfs- 
weise durch den Vertreter der Gruppe der Solda- 
ten ün Vorstand (§ 32 Abs. 1). § 72 Abs. 4 und 5 
findet keine Anwendung. 

(5) Im Rahmen seines Aufgabenbereiches kann 
der Vertrauensmann dem zuständigen Diszipli- 
narvorgesetzten Vorschläge unterbreiten. Ent- 
spricht der zuständige Disziphnarvorgesetzte ei- 
nem Vorschlag nicht oder nicht in vollem Umfang, 
so teilt er dem Vertrauensmann seine Entschei- 
dung unter Angabe der Gründe mit. Der Vertrau- 
ensmann hat bei teilweiser oder vöUiger Ableh- 
nung seiner Vorschläge sowie bei Nichteinigung 
im Rahmen des Mitwirkungsverfahrens Vortrags- 
recht bei nächsthöheren Disziphnarvorgesetzten. 
Er hat ferner das Recht, sich mit einer Eingabe 
unmittelbar an den Wehrbeauftragten des Deut- 
schen Bundestages zu wenden. 

(6) Geht ein Vorschlag des Vertrauensmannes 
über den Bereich hinaus, für den er gewählt wor- 
den ist, hat der Disziphnarvorgesetzte den Vor- 
schlag mit seiner Stellungnahme dem zuständi- 
gen Vorgesetzten vorzulegen. 

(7) In Angelegenheiten von Soldaten seiner 
Wähler gruppen hat der Vertrauensmann das 
Recht, sich mit Anträgen an den Personalrat zu 
wenden (Absatz 1 Satz 3). Die Vertrauensmänner 
treten bei der Behandlung gemeinsamer Angele- 
genheiten (§ 38), die auch den Kreis ihrer Wähler 
betreffen, beratend zum Personalrat der Dienst- 
stelle hinzu. Die Vertrauensmänner nehmen am 
Montagsgespräch des Personalrates (§ 6 Abs. 1 


Satz 1) in gleicher Weise wie die Mitgheder des 
Personalrates teil. 

(8) Bei der Behandlung von Angelegenheiten, 
die allein Soldaten der in Absatz 1 genannten 
Gruppen betreffen, sind Vertrauensmänner 
stimmberechtigt. Die Zahl der stimmberechtigten 
Vertrauensmänner bestimmt sich in entsprechen- 
der Anwendung des § 17. Ist nach Satz 2 nur ein 
Teil der im Geschäftsbereich des Personalrates 
gewählten Vertrauensmänner stimmberechtigt, 
wählen die Vertrauensmänner die Stimmberech- 
tigten aus ihrer Mitte nach dem Stärkeverhältnis 
der einzelnen Wählergruppen (Absatz 1). Die 
stimmberechtigten Vertrauensmänner der Perso- 
nalräte wählen aus ihrer Mitte die Vertreter der 
Vertrauensmänner beim Bezirkspersonalrat. 
Diese wählen aus ihrer Mitte die Vertreter der 
Vertrauensmänner beim Hauptpersonalrat. Die 
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Vertrauens- 
leute, denen kein Stimmrecht nach den Sätzen 3 
und 4 zusteht, können zur Beratung von Angele- 
genheiten der jeweiligen Wählergruppe (Ab- 
satz 1) zugezogen werden. Sind Soldaten nach 
Satz 1 überwiegend betroffen, gelten diese Vor- 
schriften entsprechend mit der Maßgabe, daß sich 
die Zahl der Stimmberechtigten nach § 17 Abs. 3 
bestimmt. 

(9) Der Leiter der Dienststelle hat den Vertrau- 
ensmann unverzüglich in seine Zuständigkeiten, 
Rechte und Pflichten einzuweisen und ihn bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen. Die 
erstmalige Einweisung wird durch einen minde- 
stens ganztägigen Lehrgang ergänzt, den der Lei- 
ter der Dienststelle in Zusammenarbeit mit dem 
Personalrat durchführt. " 

13. § 97 erhält folgende Fassung: 

„§97 

Durch Tarifvertrag darf eine von den gesetzh- 
chen Vorschriften abweichende Regelung des 
Personalvertretungsrechtes zugelassen werden. " 

Artikel 3 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

1. Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 

2. Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im Amt be- 
findlichen Personalvertretungen führen ihre Amts- 
zeit nach den bisherigen Vorschriften zu Ende. Die 
Möghchkeit einer Neuwahl des Personalrates nach 
§ 27 des Bundespersonalvertretungsgesetzes, we- 
gen einer durch dieses Gesetz eintretenden Erhö- 
hung der wahlberechtigten Angehörigen einer 
Dienststelle oder Einheit, bleibt unberührt. Bis zur 
Neuwahl eines Personalrates nach Maßgabe dieses 
Gesetzes sind in den betroffenen Dienststellen oder 
Einheiten das Bundespersonalvertretungsgesetz 
sowie die §§ 35 bis 35c sowie § 70 des Soldatenge- 
setzes in der bisherigen Fassung weiter anzuwen- 
den. 
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Bonn, den 20. Juni 1990 

Dr. Vogel und Fraktion 


3. Die erste Amtszeit der Personalräte und Bezirks- 
personalräte, die infolge dieses Gesetzes neu zu 
bilden und zu wählen sind, endet mit dem Ablauf 
der Amtszeit der bestehenden Personalvertretun- 
gen. Bestehen im Geschäftsbereich eines neu zu 
bildenden Personalrats bereits ein oder mehrere 
nach bisherigem Recht gebildete Personalräte, ist 
der neu zu bildende Personalrat für die Amtszeit 
nach Satz 1 als Gesamtpersonalrat zu bilden. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der vorliegende Gesetzentwurf regelt die Beteiligung 
der Soldaten — bislang in den §§ 35, 35 a und 35 b des 
Soldatengesetzes bestimmt — , grundlegend neu. Mit 
ihm findet das Bundespersonalvertretungsgesetz vom 
15. März 1974 (BGBl I S. 693, zuletzt geändert durch 
BGBl I S. 561) im Bereich der Streitkräfte Anwen- 
dung. Der Gesetzentwurf betrifft somit eine Angele- 
genheit der Verteidigung; für seinen Erlaß ist nach 
Artikel 73 Nr. 1 des Grundgesetzes die ausschließli- 
che Zuständigkeit des Bundes gegeben. 

Die im Soldatengesetz getroffenen Regelungen über 
die Beteiligungsrechte der Soldaten galten bei dessen 
Erlaß 1956 zwar als fortschrittlich. Seit dieser Zeit ist 
das Gesetz jedoch im wesentlichen unverändert ge- 
blieben und hat lediglich Änderungen in Randberei- 
chen erfahren, in denen eine Anpassung an neue 
Rechtsentwicklungen im sonstigen Bereich der öffent- 
lichen Verwaltung unumgänghch war. 

Das Soldatengesetz hat jedoch im Bereich der Beteih- 
gungsrechte den Anschluß an die Entwicklung des 
übrigen öffentiichen Dienstes verloren. Es trägt heute 
weder der Idee des „Staatsbürgers in Uniform" noch 
dem gewandelten Verständnis vom besonderen Ge- 
waltverhältnis (BVerfGE 33, Iff.) Rechnung; mit ihm 
werden überkommene militärische Traditionen ohne 
funktionelle Notwendigkeiten weitergeführt. 

Besonders dringlich ist die Öffnung der Streitkräfte 
für das Personalvertretungsrecht. Rechte und Rechts- 
stellung des Vertrauensmannes sind derart schwach 
ausgeprägt, daß die Einrichtung auch in dreißigjähri- 
ger Praxis für die Soldaten nicht effektiv geworden ist. 
Die Lösung könnte daher nur in einer Aufwertung des 
Vertrauensmannes zu einem Quasi-Personalrat oder 
in der direkten Einführung des BPersVG bestehen. 
Der Entwurf sieht hier als die sauberere und geset- 
zestechnisch einfachere Lösung die Einführung des 
BPersVG vor. Die Neuregelung folgt bei den erforder- 
lich werdenden Sonderregelungen im wesentiichen 
Vorschriften, die sich beim Bundesgrenzschutz und 
dem Polizeivollzugsdienst als praktikabel erwiesen 
und bewährt haben. Dazu zählt auch die (modifizierte) 
Beibehaltung des Vertrauensmannes für bestimmte 
Soldatengruppen, die sich in die Wählerschaft der ein- 
zelnen Dienststellen nicht sachgerecht einfügen las- 
sen. Die Einführung des BPersVG für die gesamten 
Streitkräfte führt zu zahlreichen Folgeregelungen im 
BPersVG selbst und im Soldatengesetz. 


B. Besonderer Teil 

1. Änderung des Soldatengesetzes (Artikel 1) 

Diese Änderung bewirkt die Überführung der Beteih- 
gungsrechte der Soldaten in das System des BPersVG. 


Die Personalvertretung richtet sich künftig grundsätz - 
hch nach diesem Gesetz. Die Sondervorschriften für 
die Streitkräfte werden in §§ 92 bis 92b BPersVG 
(Artikel 2) zusammengefaßt und auch die Vorschrif- 
ten über die Vertrauensmänner in diese Vorschrift 
übernommen; dies entspricht der Regelung für den 
Bundesgrenzschutz in § 85 BPersVG. 

Deshalb werden die §§ 35, 35a und 70 aufgehoben 
und inhalthch in das BPersVG eingearbeitet. § 35 b 
wird in § 1 1 BPersVG eingearbeitet und kann daher 
ebenfalls entfallen. 

Durch den Wegfall der §§35 bis 35 b wird schließlich 
wieder eine durchgehende Paragraphenzählung 
möglich (§ 35c a. F.). 


2. Änderungen des Bundespersonal- 
vertretungsgesetzes (Artikel 2) 

Artikel 2 enthält den Kern der Neuregelung. Künftig 
soll die Interessenvertretung der Soldaten vollständig 
in das BPersVG integriert werden, wobei das Institut 
des Vertrauensmannes in Teilbereichen erhalten 
bleibt. 


a) Grundgedanken der Regelung 

Die politische Entwicklung nach dem zweiten Welt- 
krieg hin zu einem demokratischen Staat führte zu 
einem grundlegenden Umbau der staatlichen und der 
wirtschaftlichen Ordnung. Kernstück dieser inneren 
Demokratisierung waren die Einführung des Be- 
triebsverfassungsgesetzes 1952 (für die private Wirt- 
schaft) und des Personalvertretungsgesetzes des Bun- 
des 1955 (für die öffentliche Verwaltung), welche die 
Leitlinien der Beteiligungsrechte für die Mitbestim- 
mung der Beschäftigten enthielten, die bis heute in 
ihren tragenden Gedanken gültig sind. 

Dieses im einzelnen geregelte System der Mitbestim- 
mung und Mitwirkung der Arbeitnehmer in der Wirt- 
schaft ebenso wie im öffentlichen Dienst, hat sich im 
Bewußtsein unserer Gesellschaft zu einem tragenden 
Teil der freiheithchen und sozialen Verfassung unse- 
res Staates verfestigt. Es ist in Einzelfragen veränder- 
lich, aber im Grundsatz nicht mehr wegzudenken. 

Allerdings vollzogen sich diese fundamentalen Ent- 
wicklungen bereits Anfang der 50er Jahre, als es die 
Bundeswehr noch nicht gab. Die Streitkräfte waren in 
dieses System nicht einbezogen. Als die Bundeswehr 
dann geschaffen wurde, hätte die Erstreckung der 
Personalvertretung auf sie einen Bruch mit den Ver- 
hältnissen in allen früheren deutschen Armeen be- 
deutet. Deshalb kam es im Soldatengesetz im Jahre 
1956 lediglich zur Schaffung des Vertrauensmannes. 
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Diese in den §§ 35 und 70 SG formulierte, 1974 durch 
die §§ 35 a und 35 b SG ergänzte Regelung eröffnete 
den Soldaten dort den Weg in Personalräte, wo sie in 
gemischten Dienststellen verwaltungsförmig tätig 
waren. 

Obwohl sich die Arbeit der gemischten Personalräte 
bestens bewährt hat, wurden daraus bis heute keine 
gesetzgeberischen Konsequenzen gezogen. Nach wie 
vor gibt es Personalräte mit Soldat enbeteüigung nur, 
wo der BMVg ihre Bildung anordnet. Sie vertreten 
lediglich 30 000 Soldaten. Die rund 465 000 übrigen 
Soldaten werden nach wie vor auf die Vertretung ihrer 
Belange durch die Vertrauensmänner verwiesen, de- 
ren Einfluß sich auf Anhörungsrechte beschränkt. 
Übergreifende Regelungen soldatischer Verhältnisse 
(z. B. Erlasse und Dienstvorschriften des Bundesmini- 
steriums der Verteidigung) können, anders als bei den 
zivilen Beschäftigten in der Bundeswehr, institutionell 
nicht beeinflußt werden. Die Soldaten wurden von der 
Weiterentwicklung der Beteiligungsrechte im öffent- 
lichen Dienst und in der Gesellschaft ausgeschlossen, 
obwohl inzwischen die Personalvertretung in allen 
anderen Verwaltungszweigen mit Spezialaufgaben 
(Polizei, aber auch Bundesgrenzschutz, Verfassungs- 
schutz und Bundesnachrichtendienst) mit den jeweils 
notwendigen Ausnahmevorschriften praktiziert wird 
(vgl. etwa §§ 85 ff. BPersVG). 

Das Argument, die Personalvertretung vertrage sich 
nicht mit dem Auftrag der Streitkräfte und dem Prin- 
zip von Befehl und Gehorsam, ist in vergleichbaren 
Fallgruppen — mit Erfolg — widerlegt worden. Des- 
halb soll künftig auch im Bereich der Bundeswehr die 
Personalvertretung der Soldaten die Regel und die 
Einrichtung des Vertrauensmannes die Ausnahme 
sein. Die notwendigen Sondervorschriften für die 
Bundeswehr werden in drei Vorschriften (§§92 bis 
92 b BPersVG a. F.) übersichtlich zusammengestellt. 

An wesenüichen Änderungen sind hervorzuheben: Es 
entfällt der bisherige § 35a Abs. 5 SG, so daß künftig 
bei mihtärischen Kommandobehörden Bezirksperso- 
nalräte zu wählen sind. Der neue § 92 a Nr. 1 (§ 92 
Nr. 1 a. F.) schließlich beseitigt die bisherige Möghch- 
keit zur Schaffung beteiligungsfreier Räume, die in 
der Vergangenheit auch entsprechend ausgenutzt 
wurde. 


b) zu Nummer 1 (§ 1) 

Der neugefaßte Satz 2 stellt künftig klar, daß das 
BPersVG auch im Bereich der Streitkräfte anzuwen- 
den ist. Damit können die bisherigen §§ 35, 35a und 
70 SG entfallen. Zugleich stellt diese Vorschrift den 
programmatischen Kern der Novelle dar. Die Lösung 
erscheint als der pragmatischere Weg zu einer besse- 
ren Interessenvertretung der Soldaten. Selbst die müi- 
tärische Führung der Bundeswehr geht davon aus, 
daß die Stellung des Vertrauensmannes aufzuwerten 
ist. Das Ergebnis wäre nach ihren Vorstellungen die 
sachliche Aufwertung des Vertrauensmannes zum 
Quasi-Personalrat. Der vorliegende Entwurf geht den 
notwendigen weiteren Schritt, nicht nur die Rechte, 
sondern auch die Bezeichnungen zu ändern. Deshalb 


ist die unmittelbare Geltung des BPersVG für alle Sol- 
daten zu vollziehen. 


c) zu Nummer 2 (§ 4) 

Durch den geänderten Absatz 1 Satz 1 werden die 
Soldaten als Beschäftigte i. S. d. BPersVG anerkannt. 
Der neue Absatz 2 a verweist für die Definition auf das 
SG. Dabei mußte aus rechtssystematischen Gründen 
für die Wehrpflichtigen als Nichtarbeitnehmer auf- 
grund ihres Sonderstatus nur eine modifizierte Einbe- 
ziehung über § 92 b n. F. vorgenommen werden, die 
jedoch in der Sache eine gleichwertige Interessenver- 
tretung gewährleistet. 


d) zu Nummer 3 (§ 5) 

Auch hier handelt es sich um eine Folgeänderung zu 
Nummer 1 in der Sache wird ledighch der alte § 35 a 
Abs. 3 Satz 1 SG auf den im Rahmen der neuen Kon- 
zeption richtigen Standort übertragen. 


e) zu Nummer 4 (§ 11) 

Auch die Änderung des § 11 ist eine Folgeänderung 
zu Nummer 1. Sachhch wird der entfallende § 35 b SG 
eingearbeitet. 


f) zu Nummer 5 (§19) 

Die Änderung des § 19 ist eine redaktionelle Ände- 
rung zu § 4. 


g) zu Nummer 6 (§ 38) 

Die Änderung des § 38 ist eine Folgeänderung zu 
Nummer 3. Die hierdurch bedingte Erhöhung der 
Zahl der Beschäftigungsgruppen auf vier, erfordert 
die redaktionelle Anpassung des § 38. 


h) zu Nummer 7 (§ 47) 

Diese redaktionelle Folgeänderung erstreckt den Ver- 
setzungsschutz ausdrückhch auf die Soldaten. Dies 
entspricht der Rechtsprechung des BVerwG und ist 
daher keine inhalüiche Änderung der Rechtslage. 


i) zu Nummer 8 (§ 76) 

Die Änderung des § 76 ist eine Folgeänderung zu den 
Nummern 3 und 4. Aufgrund ihres ähnlichen Status 
werden Soldaten in die Mitbestimmungstatbestände 
für Beamte einbezogen. Demgegenüber erscheint es 
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nicht erforderhch, die teilweise abweichenden Be- 
zeichnungen der mitbestimmungspflichtigen Maß- 
nahmen im müitärischen Bereich gesondert zu nen- 
nen. 


j) zu Nummer 9 78) 

Diese Änderung ergibt sich ebenfalls aus der Einbe- 
ziehung der Soldaten in das BPersVG. 


k) zu Nummer 10 (§ 92) 

Infolge der Integrierung der Soldaten in die §§ 1, 4 
und 5 BPersVG kann sich der neue § 92 BPersVG dar- 
auf beschränken, die immer noch umfangreichen or- 
ganisatorischen Sonderregeln für die Bundeswehr zu- 
sammenzufassen. 

Absatz 1 stellt nochmals den Grundsatz heraus, daß 
abgesehen von den Vorschriften der §§92 bis 92 b das 
BPersVG in vollem Umfang Anwendung findet. 

Absatz 2 beruht darauf, daß wehrpflichtige Soldaten 
keine Arbeitnehmer sind, so daß das BPersVG nur 
entsprechend gelten kann. Ihre Einbeziehung in das 
Personal Vertretungsrecht ist jedoch zu einer ange- 
messenen Interessenvertretung notwendig. Die tech- 
nische Ausgestaltung erfolgt in der Sondervorschrift 
des neuen § 92b. 

Absatz 3 folgt dem Vorbild des § 85 und überträgt die 
Unterscheidung der Artikel 87 a und 87 b GG in das 
BPersVG. Da jedoch vielfach beide Bereiche betroffen 
sind, soll ein gemeinsamer Ausschuß eine ab ge- 
stimmte Interessenvertretung sicherstellen. 

Absatz 4 paßt das dreistufige System des BPersVG 
dem siebenstufigen Aufbau der Streitkräfte an. Der 
Schaffung gleichmäßiger Geschäftsbereiche der Be- 
zirkspersonalräte dient die Möghchkeit, in den drei 
Korps des Heeres die Bezirkspersonalräte auf der 
Ebene der 12 Divisionen und der Korpstruppenkom- 
mandos zu errichten. Bezirkspersonalräte der Korps 
wären ggf. wegen Überlastung arbeitsunfähig, insbe- 
sondere auf dem Gebiet der Personalmaßnahmen. Der 
Bereich der Korpstruppen entspricht etwa einer Divi- 
sion und rechtfertigt daher einen Bezirkspersonalrat. 
Die Deutschen Anteile integrierter Stäbe sind keine 
deutschen Dienststellen, jedoch gleich diesen struktu- 
riert. Die dortigen Beschäftigten bedürfen daher 
ebenfalls einer Interessenvertretung. Daher werden 
diese Deutschen Anteile wie nationale Dienststellen 
behandelt. 

Der Ansiedlung der Stufenvertretung hat eine ent- 
sprechend höhere Ansiedlung der örthchen Personal- 
räte zu entsprechen. Bei dislozierten Verbänden, die 
als mehrere Dienststellen anzusehen sind, wird dies 
zur Folge haben, daß vermehrt die Bildung von Ge- 
samtpersonalräten sinnvoll erscheint. 

Ein Bedeutungsverlust der Zwischenvorgesetzten ist 
mit dieser Regelung nicht verbunden. Ihnen stehen 
wie bisher die allerdings selten genutzte Möghchkei- 
ten offen, im Rahmen des Stufenverfahrens dienstauf- 
sichtiich tätig zu werden. Sie sind deshalb nur dann 


zur Weiterleitung einer Angelegenheit verpflichtet, 
wenn sie nicht durch dienstaufsichtiiche Weisung 
eine dem Anhegen der Personal Vertretung entspre- 
chende Abhilfe des Dienststellenleiters herbeifüh- 
ren. 

Absatz 5 entspricht im wesenthchen § 85 Abs. 1 
Nr. 6 a und gewährleistet die Entscheidungsfreiheit 
des Vorgesetzten im Einsatz. Die übrigen Beteili- 
gungsrechte bleiben unberührt. 

Es hegt auf der Hand, daß im Spannungs- und Vertei- 
digungsfaU eine rasche mihtärische Führung notwen- 
dig ist. Das auf den Frieden hin konzipierte BPersVG 
muß dann Einschränkungen erfahren. Andererseits 
muß im Interesse der Rechtssicherheit diese Regelung 
durch Rechtsnormen erfolgen. Deshalb wird eine ent- 
sprechende Verordnungsermächtigung vorgesehen. 

Absatz 6 benennt Soldaten, deren kurze Stehzeit sich 
nicht mit der Amtszeit des Personalrats verträgt. Ihre 
Interessen werden durch § 92 b gleichwertig gesi- 
chert. 

Absatz 7 enthält die notwendigen Änderungen im Be- 
reich der Mitwirkung des Personalrates. Die beson- 
dere Bedeutung der Angelegenheiten des § 92 b 
Abs. 3 Satz 5 und 6 (siehe unten) erfordert die Mitbe- 
stimmung der soldatischen Interessenvertreter (Perso- 
nalräte und Vertrauensmänner). Die notwendigen 
Einzelheiten für beide Soldatengruppen enthält § 92 b 
Abs. 3, so daß § 92 sich auf die Bezugnahme für den 
Personalratsbereich beschränken kann. 


1) zu Nummer 11 (§ 92 a) 

§ 92 a entspricht § 92 a. F.; allerdings wird die bishe- 
rige Möghchkeit der Schaffung beteüigungsfreier 
Räume im Verwaltungswege abgeschafft. Damit ent- 
fällt ein Zustand, der durch die Art seiner Handha- 
bung für erhebhche Ungleichheit und Unzufrieden- 
heit bei den Soldaten gesorgt hat. 


m) zu Nummer 12 (§ 92 b) 

Absatz 1 trägt der Tatsache Rechnung, daß einige Sol- 
datengruppen eine wesenthch kürzere Stehzeit in den 
Dienststellen haben als die Amtszeit des Personalrats 
(drei, künftig vier Jahre). Dies sind die Wehrpflichti- 
gen sowie Teilnehmer an kürzeren Lehrgängen (vgl. 
§76 Abs. 1 Nr. 5 BPersVG). Hinzu kommen die zum 
Studium abkommandierten Soldaten. Auch für sie 
muß gelten, daß sie im Regelfall selbst bestimmen, 
wer sie vertritt. Es wäre zwar möghch, diese durchaus 
verschiedenen Gruppen auch verschieden zu behan- 
deln. Die Schaffung einer Vielzahl von Gruppen mit 
verschiedenen Beteihgungsmöghchkeiten würde je- 
doch zur Benachteiligung einzelner Gruppen führen. 
Deshalb wird für alle Sonderfälle eine einheitliche, auf 
die Verhältnisse in den Streitkräften zugeschnittene 
Sonderregelung geschaffen. Angesichts des zahlen- 
mäßigen Übergewichts der Nichtarbeitnehmer nimmt 
der Entwurf auch hier das BGS-Modell des § 85 zur 
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Grundlage und modifiziert dieses entsprechend den 
Besonderheiten der Bundeswehr. 

Satz 2 entspricht § 85 Abs. 1 Nr. 3, der sich im Bereich 
des BGS bewährt hat. Der Vertrauensmann kann da- 
her künftig den Personalrat in die Vertretung seines 
Wählerkreises einschalten. Das Antragsrecht besteht 
immer nur im Einzelfall. Es beseitigt zugleich diese 
bisherige Abhängigkeit des Vertrauensmannes vom 
Wohlwollen des Vorgesetzten, welche der wesentli- 
che Grund für die mangelnde Effektivität der Vertrau- 
ensmänner ist. Satz 3 stellt klar, daß sich das Initiativ- 
recht auch auf Angelegenheiten der Soldaten bezieht, 
die gemäß § 92 b vertreten werden. 

Absatz 2 übernimmt den entfallenden § 35 Abs. 7 SG. 
Satz 3 gewährleistet insbesondere die ungestörte 
Wahl und den Schutz des Wahlbewerbers. Angefügt 
wird eine Ermächtigung, die Wahlbereiche der Ver- 
trauensmänner durch Rechtsverordnung festzulegen. 
Dadurch können Umfang, Unterteilung und Ebene 
der Wahlbereiche sachgemäß, insbesondere entspre- 
chend den Befehlsbereichen in der Bundeswehr, und 
in zeitgerechter, flexibler Anpassung an veränderte 
mihtärische Organisationsstrukturen geregelt wer- 
den. 

Absatz 3 Satz 1 ist aus § 35 Abs. 4 SG übernommen. 
Allerdings werden die Aufgaben des Vertrauensman- 
nes aufgewertet und um bestimmte Personalmaßnah- 
men erweitert. Die Geschäftsführung und Rechtsstel- 
lung des Vertrauensmannes wird durch Satz 2 recht- 
hch gesichert und dem Personalrat angenähert. 

Insbesondere wird durch die Geltung des § 47 der 
Versetzungsschutz des Vertrauensmannes gesetzhch 
gewährleistet, welcher bisher allein auf der ZDv 10/2 
Nr. 124 beruhte. Ferner wird die im BGS bewährte 
Regelung des § 85 Abs. 2 Nr. 5 übernommen. Zudem 
erhält er echte Mitwirkungsrechte i. S. d. § 78 Abs. 2. 
Besonders hervorgehoben werden seine bisherigen 
Aufgabenbereiche, die weiterhin unverzichtbarer 
Kern seiner Tätigkeit bleiben. Satz 4 beruht im we- 
senüichen auf den vom BMVg gewonnenen Erkennt- 
nissen über die Notwendigkeit verstärkter Rechte des 
Vertrauensmannes. Satz 5 trägt den Fällen Rechnung, 
in denen nach diesen Erkenntnissen ein bloßes Mit- 
wirkungsrecht nicht ausreicht, sondern volle Mitbe- 
stimmung geboten ist. Satz 6 sichert die Beteiligung in 
den gemischten Ausschüssen. Dies betrifft insbeson- 
dere die Gemeinschaftskassen und die Heimbewirt- 
schaftungs-, Wohnungsvergabe- und Küchenaus- 
schüsse. 

Absatz 4 stellt — wie zur Zeit § 35 a Abs. 3 Satz 3 
SG — sicher, daß die Anhörung in Verfahren nach der 
WDO und der WBO auch bei Soldaten erfolgt, die zum 
Personalrat wahlberechtigt sind. Abweichend von 
§ 78 Abs. 1 Nr. 3 erscheint für die Soldaten die Betei- 
hgung ihres Interessenvertreters auch bei einfachen 
Disziphnarmaßnahmen sachhch notwendig. 

Absatz 5 Satz 1 entspricht dem bisherigen § 35 Abs. 4 
Satz 2 SG. Satz 2 schafft die gesetzhche Grundlage für 
das Recht des Vertrauensmannes, sich im Falle der 
Nichteinigung an den nächsthöheren Disziphnarvor- 
gesetzten zu wenden. Die Vorschrift sichert damit das 
bisher nur erlaßweise gewährte Vortragsrecht (ZDv 
10/2 Nr. 102 Abs. 3) rechtiich ab. Dies wird ergänzt 


durch eine ausdrückliche Festschreibung des Rechts, 
sich auch ohne persönhche Betroffenheit an den 
Wehrbeauftragten zu wenden. 

Absatz 6 ist ebenfalls aus dem wegfallenden § 35 
Abs. 4 SG übernommen. Unberührt bleibt dabei 
— wie in Absatz 5 — das Recht des Vertrauensman- 
nes, sich gemäß Abs. 1 der Hilfe des Personalrates zu 
bedienen, insbesondere Initiativen nach § 70 herbei- 
zuführen. 

Absatz 7 ist das Gegenstück zu Absatz 1 Satz 3 und 
gewährleistet, daß der Vertrauensmann die Hilfe des 
Personalrats auch für die Soldaten erwirken kann, die 
selbst nicht im Personalrat vertreten sind. Zusätzhch 
wird die Zusammenarbeit zwischen Personalrat und 
Vertrauensmann in Anlehnung an § 85 Abs. 2 Nr. 5 
geregelt. Die beratende Mitwirkung der Vertrauens- 
männer im Personalrat (Satz 2) entspricht den Er- 
kenntiüssen des BMVg. Satz 3 folgt den Erkenntnis- 
sen der militärischen Führung in der Frage der Not- 
wendigkeit, den Vertrauensmännern einen Mei- 
nungsaustausch auf höherer Ebene zu ermöghchen. 
Als Form dieser Tagung bietet sich naturgemäß das 
Monatsgespräch zwischen Personalrat und Dienst- 
stellenleiter an, da so die Probleme der Vertrauens- 
männer unmittelbaren Eingang in deren Arbeit finden 
können. Die Teilnahme am Montagsgespräch tritt an 
die Stelle der Quartalsgespräche der Bataillonskom- 
mandeure, welche sich in der Praxis bereits häufig 
bewährt haben. 

Absatz 8 übernimmt konsequenterweise das be- 
schränkte Stimmrecht aus § 85 (Satz 1). Die Sätze 2 
bis 6 treffen notwendige Folgeregelungen angesichts 
der Tatsache, daß die Stimmrechte dem Stärke Ver- 
hältnis der Gruppen entsprechen sollte. Satz 7 bezieht 
sich auf die Arbeit der Stufenvertretungen. Diese sol- 
len die Sachkenntnis der Vertrauensmänner der un- 
mittelbar Betroffenen nutzen können. Satz 8 beruht 
auf der — im Vergleich zum BGS — sehr viel größeren 
Anzahl von Nichtarbeitnehmern und der Tatsache, 
daß gemeinsame Angelegenheiten die Regel sein 
werden. Dem wird durch ein quahfiziertes Stimmrecht 
in Anlehnung an § 40 Abs. 1 Rechnung getragen. 

Absatz 9 übernimmt langjährige Forderungen der 
Soldatenverbände. Die Notwendigkeit der Schulung 
wird durch die Erkenntnisse der müitärischen Füh- 
rung (z. B. Vertrauensmännertagung des Heeres im 
April 1989) eindeutig belegt. 


n) zu Nummer 13 (§ 97) 

§ 97 trägt Forderungen im Tarifbereich Rechnung und 
harmonisiert so BPersVG und BetrVG. 


3. Schlußvorschriften (Artikel 3) 

Da die Reform des Soldatenrechts eine überfällige 
rechtspohtische Aufgabe ist, ist ein baldiges Inkraft- 
treten der Novelle geboten. 

Jedoch darf Artikel 2 nicht die Kontinuität der Arbeit 
gewählter Personalräte gefährden. Die Überleitung 
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Bonn, den 20. Juni 1990 

Dr. Vogel und Fraktion 


der soldatischen Interessenvertretung wird daher in 
den einzelnen Dienststellen und Einheiten erst erfol- 
gen, wenn die ersten nach dem neuen Recht gewähl- 
ten Personalräte ihr Amt antreten. Bis dahin führen 
die Personalräte und Vertrauensmänner ihre Ämter 
nach den bisherigen Vorschriften zu Ende. 

Schheßhch war die erste Amtszeit der neu zu bilden- 
den Vertretungen zu regeln. Die höhere Ansiedlung 
örtiicher Personalräte erfolgt für diese Übergangszeit 
über die Bildung (neuer) Gesamtpersonalräte. 
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